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HILFEN FÜR FAMILIEN STATT STRAFVERSCHÄRFUNG BEIM § 218  

Es sah so aus, als hätten einige Politikerinnen und Politiker der 

CDU/CSU immer noch nicht verstanden, dass die nach langen 

Verhandlungen gefundenen Regelungen zum § 218 in einem 

breiten gesellschaftlichen und politischen Konsens entwickelt 

wurden. Es war unglaublich, dass immer wieder Stimmen aus 

der Union laut wurden, die eine Verschärfung der bestehenden 

Gesetzeslage forderten. 

Aus den Zahlen des Statistischen Bundesamtes ging hervor, 

dass die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche stagnierte. Aber 

seit der Reform des § 218 im Jahre 1996 gab es in Deutschland 

eine bessere Meldepflicht, die eine Vergleichbarkeit mit 

Zahlen aus früheren Jahren erschwerte. 

Wenn die Auswirkungen dieser Reform überprüft werden 

sollten, dann könnte es nicht um eine Verschärfung der Straf-

gesetze gehen, auch nicht um die Bestellung von Lebens-

schutzbeauftragten, sondern nur um die Frage, ob der Staat und 

die Gesellschaft genügend Hilfen für Familien und Frauen 

anböten. 

Die SPD im Emsland forderte die CDU auf in diesem Sinn auf 

die von ihnen unterstützte Bundesregierung einzuwirken, eine 

familien- und frauenfreundlichere Politik zu machen.

 

SPD WIRD AUF DEM ARBEITSMARKT WIEDER ORDNUNG 

SCHAFFEN 

Die Bewältigung der Massenarbeitslosigkeit war eine der 

wichtigsten Aufgabe in dieser Zeit. Die Kohlregierung ver-

sagte vor dieser Herausforderung. Im Frühjahr 1998 erreichte 

die Arbeitslosigkeit einen neuen dramatischen Stand. Nach 

Auffassung der SPD im Emsland war es besser Arbeit als 

Arbeitslosigkeit zu finanzieren. 

Die Arbeitslosigkeit verursachte allein 1997 gesellschaftliche 

Kosten von etwa 180 Milliarden Mark. Diese gewaltige Sum-

me könnte viel sinnvoller zur Finanzierung von Qualifizierung 

und Arbeitsplätzen verwendet werden. Das würde nicht nur 

den Betroffenen helfen, es verringerte auch die Ausgaben für 

Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe und brächte Mehrein-

nahmen bei Steuern und Sozialbeiträgen. 

Die SPD sprach sich auf ihrer letzten Vorstandssitzung dafür 

aus, statt hauptsächlich nur die Arbeitslosigkeit zu bezahlen, 

dieses Geld lieber direkt in die Schaffung neuer Arbeitsplätze 

investiert. Sie forderte eine aktive Arbeitsmarktpolitik.  

Eine weitere Forderung der SPD im Emsland war, dass 

Betriebe, die Arbeitslose einstellten, Lohnkostenzuschüsse und 

Einarbeitungshilfen erhalten. Darüber hinaus sollten neue 

Beschäftigungsmodelle für mehr Arbeit durch Zuschüsse 

unterstützt werden.  

Um Langzeitarbeitslosigkeit von gering Qualifizierten ab zu 

bauen, würden wieder mehr einfache Arbeitsplätze gebraucht. 

Deshalb forderte die SPD, das bisher mit der Finanzierung der 

Arbeitslosigkeit eingesetzte Geld dafür zu verwenden, Arbeits-

plätze bei den  Sozialversicherungsbeiträgen zu entlasten. 

Die SPD würde auf dem Arbeitsmarkt wieder Ordnung 

schaffen, wenn sie die Bundesregierung stellen könnte. 

Unter der Regierung Kohl herrschte Wildwuchs auf dem Ar-

beitsmarkt:  Sozialdumping, Lohndumping, illegale Beschäf-

tigung und systematische Schwarzarbeit untergruben die 

sozialen Sicherungssysteme und höhlten die Tarifordnung aus. 

Das bedrohte die Existenz legal handelnder Unternehmen und 

gefährdete bestehende Arbeitsplätze. 

Eine SPD-geführte Bundesregierung würde das Chaos auf dem 

Arbeitsmarkt beenden. Sie würde unversicherte 620-Mark-

Jobs und die Scheinselbständigkeit bremsen. Illegale Beschäf-

tigung und Schwarzarbeit würden wirksamer als bisher 

bekämpft werden. 
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Ems-Zeitung 21.04.1988                                                                                                                        Der Wecker 26.04.1998 

 

 

BUNDESREGIERUNG SIEHT DEM KAHLSCHLAG VON POST-

FILIALEN TATENLOS ZU 

Die Bundesregierung hatte durch ihre Schlafmützigkeit einen 

rechtsfreien Raum zu verantworten, den die Post zum Kahl-

schlag bei den Postfilialen nutzen wollte. Die frühere Postkun-

denschutzverordnung verlor am 31. Dezember 1997 ihre Gül-

tigkeit. Für eine Nachfolgeregelung hatte die Regierung nicht 

einmal einen Entwurf vorgelegt. Die SPD forderte mit einem 

eigenen Antrag hochwertige Postdienstleistungen flächen-

deckend zu sichern und damit ein flächendeckendes Filialnetz 

im Interesse der Postkunden gesetzlich zu sichern. Die SPD 

wollte eine Mindestzahl von 12.000 Postfilialen verbindlich 

vorschreiben. Zu einem qualitativ hochwertigen Angebot 

gehörte für die SPD dabei ein Rückgrat von mindestens 5.000 

Filialen, die von der Deutschen Post AG selbst betrieben 

werden sollten. 

Eine solche Verpflichtung der Post war nicht nur notwendig 

sondern angesichts der Sonderrechte des Unternehmens auch 

gerechtfertigt. Die SPD hatte den reservierten Bereich der 

Deutschen Post AG durchgesetzt, um aus den Einnahmen die 

flächendeckende Versorgung zu sichern. Wenn die Deutsche 

Post AG statt dessen Monopolerträge nutzte, um in Wettbe-

werbsbereichen zu expandieren, stellte sie selbst den reser-

vierten Bereich in Frage. 

Die Untätigkeit des Bundeswirtschaftsministers hatte Methode. 

Die Bundesregierung verfolgte einseitig das Ziel, die Post 

börsenreif zu machen. Es ging nicht an, dass Arbeitnehmer und 

Postkunden dafür mit Filialschließungen und Personalabbau 

die Zeche bezahlen mussten. Gerade das Emsland als Land-

kreis mit einer großen Fläche hatte darunter zu leiden, wie zum 

Beispiel die Verluste der Postagenturen in Rhede und Aschen-

dorf bewiesen. Der schrittweise einsetzende Wettbewerb im 

Postsektor müsste eigentlich dazu dienen, neue Angebote zu 

kreieren und den Service zu verbessern. 

Peter Raske forderte, die Regierungskoalition müsste nun 

handeln, statt wortreich die Folgen der eigenen Untätigkeit zu 

beklagen. 
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FÜR EINE BESSERE ZUGVERBINDUNG 

Der neue Fahrplan der Deutschen Bahn AG brachte erhebliche 

Verschlechterungen für die Verbindungen auf dem Bahnhof 

Leer mit sich. Wer z.B. künftig von Papenburg in Richtung 

Oldenburg/Bremen weiter reisen wollte, musste mit einer 

Wartezeit von einer Stunde rechnen. 

Deshalb startete die SPD in Papenburg eine 

Unterschriftenaktion, mit der sie forderte: 

„Die Interregio-Angebote auf den Strecken Emden-Leer-Münster und Leer-

Oldenburg/Bremen müssen erhalten bleiben! 

Die Deutsche Bahn AG muss zukünftig den Fahrplan wieder so gestalten, 

dass beim Umsteigen in Leer keine langen Wartezeiten entstehen!“ 

 

Ems-Zeitung 27.04.1998 
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